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Extra: Aktiv & gesund
Liebe Leserinnen,
liebe Leser,
ein Aufreger beim Machen
dieses EXTRA war die Lage
vieler pflegender Angehöriger
in diesem Land. Es kann
nicht sein, dass sie finanziell
soweit in die Ecke getrieben
werden, dass sie ihr soziales
Umfeld verlieren. Die Zeiten
der Großfamilie an einem
Fleck sind lange vorbei. Das
hat sich herumgesprochen,
aber man tut so, als würde
mehr finanzielle Unterstüt-
zung die letzten Reste famili-
ären Zusammenhalts kom-
promittieren - wieder eine
böse Unterstellung gegenüber
denen, die wenig Geld haben.
Gar nicht so neue Zeiten ver-
langen nach neuen Antwor-
ten. So wie beim Umgang mit
Cannabis als Gelegenheits-
droge wie Bier und Co. Auf
der Hanfmesse Mary Jane in
Berlin interessierten sich Hinz
und Kunz für Minigewächs-
häuser, Dünger und was man
sonst so braucht für den pri-
vaten Anbau. Kriminalisieren
funktioniert nicht mehr.

Ihr
Martin Hardt
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Deutsche Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e. V. (DGSP):

Zehn Wahlprüfsteine für eine neue Psychiatrie
Die Deutsche Gesellschaft für
Soziale Psychiatrie e. V. (DGSP)
ist ein unabhängiger Fachver-
band für psychiatrisch Tätige al-
ler Berufsgruppen, hat seine
Wurzeln nach eigener Aussage in
der 68er-Bewegung und ist Mit-
glied im Paritätischen Wohl-
fahrtsverband. Die DGSP hat
zehn »Wahlprüfsteine« für die
kommende Bundestagswahl
aufgestellt. Es folgt eine Zusam-
menfassung, die die Lage der
Psychiatrie aus Sicht der DGSP
widerspiegeln soll.

1. Inklusion

Psychisch erkrankte Menschen
fühlten sich mit dem Status der
(seelischen) Behinderung häu-
fig stigmatisiert. Gleichzeitig
erhielten psychisch Erkrankte
häufig keinen oder nur einen
geringen Grad der Behinderung
(GdB), was sie wiederum von
Leistungen der Eingliederungs-
hilfe und auch der Schwerbe-
hinderten-Ausgleichsabgabe-

verordnung (SchwbAV) fern-
halte.

2. Qualifiziertes Personal

Das »Gesetz zur Weiterentwick-
lung der Versorgung und der
Vergütung für psychiatrische
und psychosomatische Leistun-
gen« (PsychVVG) lege die hun-
dertprozentige Erfüllung der
Psychiatriepersonalverordnung
(PsychPV) fest. Gerade der Ab-
bau von und der allgemeine
Mangel an Fachkräften insbe-
sondere Pflegefachkräften führe
in der klinischen Behandlung zu
einer Vernachlässigung der Be-
ziehungsarbeit. Darauf führt die
DGSP unter anderem die Zu-
nahme von Zwangsmaßnahmen
in Kliniken zurück.

3. Verzahnung der Hilfen

Die DGSP fordert die Verzah-
nung von gemeindepsychiatri-
scher Versorgung und Kranken-
hausleistungen ambulant und

stationär im Sinne der Betroffe-
nen und Angehörigen, damit sie
kontinuierlich gewährleistet ist,
es keine Versorgungslücken gibt
und Beziehungskontinuität zwi-
schen den Beteiligten ermöglicht
wird.

4. Krankheitsverständnis

Die biologisch orientierte Psy-
chiatrie mit ihrem »medizinisch-
reduktionistischen Krankheits-
verständnis« sei in einer Krise.
Medikamentengaben erfolgten
oft zu hochdosiert und nicht
zielgerecht. Wirksamkeit und
Nutzen für die Patienten er-
scheinen der DGSP fraglich.

5. Soziale Dimension

Psychische Erkrankungen führ-
ten in vielen Fällen zur materi-
ellen Verarmung. Armut sei als
hohes Exklusionsrisiko anzuse-
hen. Psychisch erkrankte Men-
schen, die dennoch in der Lage
sind, ein geringes Einkommen zu

erzielen, würden benachteiligt.
Die Wohnsituation für den ge-
nannten Personenkreis stelle sich
ebenfalls als eklatant schwierig
dar.

6. Menschen mit
Fluchterfahrung
Viele Menschen aus Kriegs- und
Krisengebieten seien durch die
äußerst schwierigen Bedingun-
gen in ihren Heimatländern und
durch die Fluchterlebnisse in ih-
rer psychischen Gesundheit
schwer beeinträchtigt und be-
dürften mehr fachlich-medizini-
scher, psychosozialer Hilfen.

7. Kinder psychisch
erkrankter Eltern
In Deutschland gäbe es vielfäl-
tige Projekte, in denen Kinder
psychisch erkrankter Eltern be-
raten, unterstützt und begleitet
werden. Doch diese Projekte
würden nicht in die Regelver-
sorgung überführt.

8. Pflege und Betreuung

Psychisch erkrankten Menschen
stünden mit den neuen Pflege-
gesetzen II und III nun auch pfle-
gerische Versorgungsleistungen
zu. Die DGSP erwartet aber, dass
die gedeckelten Leistungen der
Sozialen Pflegeversicherung für
eine bedarfsgerechte Pflege nicht
ausreichen. Zudem fänden sich
ambulante Angebote nicht in
ausreichendem Maße und flä-
chendeckend wieder. Zu be-
fürchten sei, dass pflegebedürf-
tige Menschen über 65 Jahre we-
gen einer Unterfinanzierung am-
bulanter Angebote und dem
Mangel an ambulanten Alterna-
tiven in stationären Pflegeein-
richtungen leben müssen. Hier
werde die Wahlfreiheit zwischen
ambulant und stationär be-
schnitten. Den KollegInnen in
stationären Einrichtungen
müssten Fortbildungen ermög-
licht werden. Die DGSP sieht
zwischen dem Personalmangel
und der vielfachen Übermedi-

kation in stationären Pflegeein-
richtungen einen deutlichen Zu-
sammenhang.

9. Zwang und Gewalt

Um die PatientInnenrechte und
-autonomie zu stärken und
Zwang sowie damit verbundene
Traumatisierungen durch Siche-
rungs- und Zwangsmaßnahmen
zu vermeiden, seien Patienten-
verfügungen, Vorsorgevoll-
machten beziehungsweise Be-
treuungsvereinbarungen und
Behandlungsvereinbarungen ein
gutes Mittel und müssten Stan-
dard werden.

10. Psychiatriebericht

Seit Jahrzehnten fordere die
DGSP einen Bericht über die Si-
tuation der Psychiatrie in
Deutschland. Dieser sollte min-
destens einmal in einer Legisla-
turperiode erarbeitet werden,
damit folgende Missstände be-
obachtet und behoben werden:

Die Einbeziehung von Exper-
tInnen aus Erfahrung sei immer
noch nicht Standard. Die Zahl
der Betten in psychiatrischen
Kliniken steige weiter. Die Zahl
der gesetzlichen Betreuungen
steige ebenfalls weiter. Sozial-
psychiatrische Forschung fände
noch nicht ausreichend statt. Um
eine unabhängige Forschung zu
gewährleisten, sei eine umfang-
reiche staatliche Förderung not-
wendig. Es sei erwiesen, dass ein
Großteil medikamentöser The-
rapien nicht den gewünschten
Effekt bei den Betroffenen er-
zielt. Der verbreiteten Über- und
Fehldosierung müsse entgegen-
getreten werden. Alternative und
begleitende Behandlungsmodel-
le wie die Integrierte Versor-
gung, Soziotherapie und Ambu-
lante psychiatrische Pflege wür-
den nicht genügend gefördert
oder flächendeckend aufgebaut
und angeboten. dgsp/mwh

www.dgsp-ev.de

Molly Nixon an ihrem Stand für Hanfteemischungen und fair gehandeltem Hanfkaffee auf der Cannabis-Messe Mary Jane in Berlin. Eine Reise in eine überhaupt nicht mehr graue Zone (Seite 4). Foto: Martin Hardt
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Und das können
Sie gewinnen
1. Preis: ein Brillen-Gutschein á
100 Euro von Fielmann

2. Preis: 2 Tickets für die
tRÄNENpALAST-Reihe
»Missverstehen Sie mich richtig!«
in der Distel am 3. September
um 14 Uhr mit Gregor Gysi und
Barbara Thalheim

3. Preis: eine LED-Standlupe,
gesponsert von Fielmann

Schreiben Sie das Lösungswort
auf Postkarte an:

neues deutschland
Anzeigen Geschäftskunden
Franz-Mehring-Platz 1,
10243 Berlin

Einsendeschluss: 30. Juni 2016

Die Gewinner werden im
nächsten Extra bekanntgegeben.

Lösungswort des letzten Rätsels:
Stromfresser

Die Gewinner:

1. Preis: Johanna Pätzig,
Paulinenaue

2. Preis: Georg Fehst, Berlin
3. Preis: Fritjof Newak, Cottbus
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Web-Tipp

Schnellcheck für
Medikamente
Über das Portal des »Deut-
schen Instituts für medizini-
sche Dokumentation und In-
formation« (DIMDI) kann im
Internet kostenlos überprüft
werden, ob ein Medikament
über eine Zulassung verfügt.
Darauf macht das Bundes-
kriminalamt aufmerksam. In
dem System sind auch Ein-
tragungen über Medikamen-
te enthalten, die keine deut-
sche, aber eine europäische
Zulassung haben. Im Bereich
Arzneimittel bietet das DIM-
DI neben einer öffentlichen
Datenbank zu Arzneimitteln
auch weiterführende Daten-
banken für Fachkreise und
Behörden an. Sein Versand-
handelsregister beinhaltet
Apotheken und Einzelhänd-
ler, die offiziell Humanarz-
neimittel über das Internet
vertreiben dürfen. Dazu fin-
den sich Informationen zu
Festbeträgen und Zuzahlun-
gen bei Arzneimitteln. Wer
die Medikamentendaten-
bank sucht, findet sie auf der
ersten Seite links unter dem
Begriff »Arzneimittel/Daten-
bankrecherche«. Interessant
ist auch die Funktion »Di-
agnosen entschlüsseln« auf
der Startseite rechts unter den
»Quicklinks«. mwh

www.dimdi.de
www.bka.de

Lösungswort

ANZEIGEN
Pharmakriminalität

Das Geschäft mit falschen Pillen blüht
Von Martin Hardt

»Wir wissen aufgrund von
Analysen der Weltgesundheits-
organisation (WHO), dass so-
wohl Generika als auch inno-
vative Arzneimittel gefälscht
werden, von Krebstherapeutika
bis hin zu preiswerten Schmerz-
mitteln. Solche Fälschungen
können giftig sein und eine ern-
ste Gefahr für die Gesundheit
darstellen.« So kommentierte
António Campinos, Exekutiv-
direktor des Europäischen Am-
tes für geistiges Eigentum, kurz
EUIPO, im September des letz-
ten Jahres einen Bericht seines
Hauses. Demnach kosten ge-
fälschte Arzneimittel die Phar-
mabranche in der EU 10,2 Mil-
liarden Euro pro Jahr. Das mag
nicht einmal Krokodilstränen
hervorrufen. Das Amt schätzt
aber auch den Verlust von 37.
700 legalen Arbeitsplätzen
durch gefälschte Medikamente.
Beziehe man die Folgewirkun-
gen von gefälschten Arzneimit-
teln auf andere Branchen mit
ein, gingen weitere 53. 200 Ar-
beitsplätze in anderen Wirt-
schaftszweigen der EU durch
Fälschungen verloren.

Um die Sicherheit von Arz-
neimitteln in der legalen Lie-
ferkette zu erhöhen, müssen ab
9. Februar 2019 verschrei-
bungspflichtige Medikamente
zusätzliche Sicherungsmerk-
male auf ihrer Packung tragen,
die Apotheken vor der Abgabe
an den Patienten überprüfen.
Der von den Branchenverbän-
den gegründete securPharm e.
V. baut das Fälschungsabwehr-
system für Deutschland auf, das
Teil eines EU-Fälschungsab-
wehrsystems werden soll.

Die zusätzlichen Sicherungs-
merkmale sind ein sogenannter

Erstöffnungsschutz, der er-
kennbar macht, ob die Packung
bereits geöffnet wurde Zusätz-
lich gibt es eine Seriennummer
auf jeder Packung, über die je-
des verschreibungspflichtige

Arzneimittel auf seine Echtheit
geprüft wird.

Die Echtheitsprüfung von
Medikamenten im securPharm-
System geschieht über den Scan
der individuellen Seriennum-
mer bei der Abgabe in der Apo-
theke. Über diesen Scan wird der
Status der Packung in einer Da-
tenbank abgefragt. Wurde eine
Packung mit dieser Seriennum-
mer schon einmal verkauft oder
nie in den Vertrieb gegeben,
warnt das System automatisch

den Apotheker und die Pa-
ckung wird nicht an den Kun-
den abgegeben.

Auf dem Gebiet der Arznei-
mittelfälschung ist mitunter
durchaus raffinierte Kriminali-

tät im Spiel. Anders lässt es sich
nicht erklären, wie Anfang Juni
eine Fälschung des Arzneimit-
tels Harvoni® 90 mg / 400 mg
Filmtabletten in den schon jetzt
stark kontrollierten Markt ge-
langen konnte. Die Fälschung
hatte sogar eine legale Char-
gennummer und wurde nur
durch die Aufmerksamkeit ei-
nes Apothekenkunden ent-
deckt. Die falschen Pillen wa-
ren weiß und nicht gelb wie die
echten, so das Bundesinstitut für

Arzneimittel und Medizinpro-
dukte (BfArM). Die Lage ist un-
übersichtlich, zumal mit den In-
ternetplattformen für Pharma-
produkte ein neuer Preiskampf
an den Gewinnen der Konzerne
und Apotheken nagt, der auch
Kriminelle Blütenträume träu-
men lässt.

Wer aber auf Reisen, im Ur-
laub ganz auf den eigenen In-
stinkt beim Kauf von Arznei
verzichtet und sich auf schein-
bare Schnäppchen einlässt, hat
fast schon kein Mitleid ver-
dient. »Medikamente sollten
auf keinen Fall bei fliegenden
Händlern, sondern nur in zu-
gelassenen Apotheken gekauft
werden. Fälschungen können
gefährliche Inhaltsstoffe haben,
gar keine Wirkung zeigen, falsch
dosiert oder gekennzeichnet
sein. Sofern nur geringste Zwei-
fel daran bestehen, dass ein Me-
dikament absolut unbedenklich
ist, sollte man die Finger davon
lassen!« sagt die Verbraucher-
zentrale. Die Einfuhr gefälsch-
ter Medikamente ist außerdem
generell verboten. Ein gar nicht
so feiner Unterschied zm T-Shirt
oder Turnschuh aus »garan-
tiert echt«-er Produktion, wie
sie wohl an jedem Strand der
Welt zu haben ist.

Über das Portal des »Deut-
schen Instituts für medizinische
Dokumentation und Informa-
tion« (DIMDI) kann im Inter-
net kostenlos überprüft wer-
den, ob ein Medikament über
eine deutsche oder europäische
Zulassung verfügt (Webtipp auf
dieser Seite).

www.euipo.europa.eu
www.securpharm.de
www.bfarm.de
www.verbraucherzenrale.de
www.dimdi.de

Pillen & Co. Ist wirklich drin, was verkauft wird? Foto: dpa/Frank Rumpenhorst

120. Deutscher Ärztetag:

Muss es gleich die Notaufnahme sein?
Die Situation in den Notauf-
nahmen in Deutschland sorgt
seit Monaten für Schlagzeilen,
sagt die Bundesärztekammer in
einer Pressemitteilung. Grund
ist, dass sich die Zahl der Pati-
enten, die die Notfallversor-
gungsstrukturen in Anspruch
nehmen, in den letzten zehn
Jahren verdoppelt hat. Der 120.
Deutsche Ärztetag Ende Mai in

Freiburg habe deshalb einen
konsequenten Ausbau der Not-
fallversorgungsstrukturen ge-
fordert. Patientinnen und Pati-
enten sollten besser darüber
aufgeklärt werden, in welchen
Fällen sie in die Notaufnahme
kommen, beziehungsweise ei-
nen niedergelassen Arzt aufsu-
chen sollten. Konkret forderten
die Delegierten, Notfallpraxen,

beziehungsweise Bereitschafts-
praxen an dafür geeigneten Kli-
niken als Anlaufstellen zu
schaffen. Im vertragsärztlichen
Bereitschaftsdienst könnten
Patienten ambulant versorgt
und an Notaufnahmen weiter-
geleitet werden.

Zudem riefen die Delegier-
ten die Kommunen dazu auf,
ihren Auftrag zur Daseinsvor-

sorge ernst zu nehmen. In glei-
cher Weise forderte der Ärzte-
tag die Kassenärztlichen Verei-
nigungen auf, den gesetzlichen
Sicherstellungsauftrag für die
ambulante Notfallversorgung
so zu erfüllen, dass die Kliniken
bei der Notfallversorgung
spürbar entlastet werden. mwh

www.bundesaerztekammer.de
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Nachrichten

Organspenden.
Thema legt zu
Die Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung
(BZgA) hat zum Thema Or-
gan- und Gewebespende eine
repräsentative Befragung mit
dem Titel »Einstellung, Wis-
sen und Verhalten der All-
gemeinbevölkerung zur Or-
gan- und Gewebespende in
Deutschland 2016« durch-
geführt. Organ- und Gewe-
bespenden wird laut Umfra-
ge zunehmend zum Ge-
sprächsthema. Zwei Drittel
der Befragten (66 Prozent)
hätten hierzu bereits mit ih-
rer Familie oder Freunden
gesprochen. Das ist eine er-
hebliche Steigerung im Ver-
gleich zur BZgA-Erhebung
aus dem Jahr 2014. Damals
waren es 61 Prozent. Heute
stünden 81 Prozent der Be-
völkerung der Organ- und
Gewebespende trotz man-
chen Skandals positiv gegen-
über. Die Befragung wurde
von Januar bis Februar unter
4002 BürgerInnen im Alter
von 14 bis 75 Jahren durch-
geführt. bzga/mwh

www.bzga.de

Kommunikator
bei Wachkoma
Ein neues Gerät soll
schwersthirngeschädigten
Menschen helfen, mit ande-
ren Personen zu kommuni-
zieren. Der »NeuroComm-
Trainer« soll Gehirnsignale
verstehen und den Patienten
durch EEG-Messung zum
Beispiel ermöglichen, mit
»Ja« und »Nein« zu antwor-
ten. Der Clou: Das System
trainiert mit den Patienten,
ihre Gehirnaktivitäten gezielt
zu steuern. Das Projekt Neu-
roCommTrainer startet in
diesem Monat. Finanziert
wird es mit 1,87 Millionen
Euro. Für das Projekt arbei-
ten drei Hochschulen, zwei
Unternehmen und die v. Bo-
delschwinghschen Stiftungen
Bethel zusammen. Grundlage
des NeuroCommTrainers ist
ein Programm, das Muster in
der Hirnaktivität erkennt.
Um Reaktionen der Patien-
ten zu erfassen, wird das Sys-
tem auch mit Temperatur-,
Kontakt-, Kraft-, und Deh-
nungssensoren ausgestattet.
Mit ihnen werden schwache
motorische Reaktionen der
Finger und Hände erkannt.
Gleichzeitig werden über sol-
che Sensoren auch Signale
ausgesendet, um die Patien-
ten anzuregen. beipress/mwh

www.ekvv.uni-bielefeld.de

Sekundenschlaf
am Steuer
Der Deutsche Verkehrssi-
cherheitsrat (DVR) hat sich
den Sekundenschlaf am Steu-
er zum Thema gemacht. An-
gesichts der kommenden Fe-
riensaison ist dies ein sehr
aktuelles Thema. Jeder/jede
vierte Pkw-FahrerIn ist laut
einer TNS-Emnid-Umfrage
des Deutschen Verkehrssi-
cherheitsrats (DVR) schon
einmal am Steuer eingeschla-
fen. Zu den Personengrup-
pen mit einem erhöhten Ri-
siko hierfür zählen unter an-
derem die Berufskraftfah-
rer/innen, die häufig lange,
monotone Strecken fahren.
Der DVR plant drei Akti-
onstage an sechs verschiede-
nen Autobahnraststätten in
Deutschland. Die erste der
Infomaßnahmen ist am 23.
Juni von 11 bis 19 Uhr auf
der Raststätte Michendorf
Nord bei Berlin. dvr/mwh

www.dvr.de

Vorsicht auf
dem Trampolin
Die Deutsche Gesellschaft für
Orthopädie und Unfallchi-
rurgie e.V. (DGOU) machte
zum Tag der Kindersicher-
heit am 10. Juni 2017 auf ei-
nige Verhaltensregeln beim
Trampolinspringen auf-
merksam. Denn seitdem vie-
lerorts große Trampoline in
privaten Gärten stehen, steigt
auch die Anzahl der Verlet-
zungen: Knochenbrüche,
Gehirnerschütterungen,
Prellungen und Platzwun-
den. Zu den Unfallursachen
gehören beispielsweise ge-
fährliche Sprünge wie Saltos,
mehrere Kinder auf dem
Sprungnetz sowie verwitterte
oder gar kaputte Sicherheits-
netze. Eine 2014 erschienene
Studie von deutschen Ortho-
päden und Unfallchirurgen
zeigt, dass sich die Zahl der
Trampolinunfälle bei Kin-
dern (0-18 Jahre) seit etwa 15
Jahren mehr als verdreifacht
hat. Rund 28 Prozent der
Verletzungen infolge eines
Trampolinunfalls sind
schwer. Dazu zählen Brüche
der Arme, Beine und der Wir-
belsäule. Am häufigsten bre-
chen sich Kinder den Unter-
arm. Durch den Gewichts-
unterschied von Kindern un-
terschiedlichen Alters kommt
es zu einem Energietransfer,
der das leichtere wegschleu-
dern kann. Das Trampolin
sollte immer im besten Zu-
stand sein. beipress/mwh

www.dgou.de

Erfahrung hilft
nicht immer
Werden Patienten erfolglos
behandelt, kann das die Wir-
kung zukünftiger Therapien
mindern. Nachgewiesen ha-
ben das Wissenschaftler der
Medizinischen Fakultät der
Universität Duisburg-Essen
(UDE). Sie untersuchen, wie
die Lernerfahrung von Kran-
ken das Gelingen von Be-
handlungen beeinflusst – oder
gerade nicht. In einem Test
mit zweihundert Probandin-
nen und Probanden wurde
festgestellt, dass eine schein-
bar unwirksame Therapie ein
Einfluss auf einen neuen Ver-
such haben kann, nach dem
Motto »Das bringt doch auch
nichts«. Die Studie zeigt, dass
Ärzte im Klinikalltag bei
neuen Therapieversuchen den
scheinbar irrationalen Effekt
vorangegangener auf die Pa-
tientenpsyche bedenken soll-
ten. beipress/mwh

www.uni-due.de

Deutsche AIDS-Hilfe:

Kein AIDS für alle ab 2030. Hierzulande schon 2020
Die Krankheit AIDS ist vermeid-
bar – durch rechtzeitige Diag-
nose und Behandlung der HIV-
Infektion, so die Deutsche AIDS-
Hilfe (DAH). Sie will mit einer
Kampagne erreichen, dass im
Jahr 2020 niemand mehr an
AIDS erkrankt. Denn der Aus-
bruch der Krankheit ist längst
vermeidbar. Mit HIV im Blut
könne man heute lange und gut
leben. Trotzdem erkrankten in
Deutschland zurzeit rund 1000
Menschen pro Jahr an AIDS – die
meisten, weil sie nichts von ih-
rer Infektion wissen und nicht
rechtzeitig mit einer Therapie
beginnen.

»Es ist einfach nicht hin-
nehmbar, dass noch immer je-
des Jahr so viele Menschen eine
lebensbedrohliche Erkrankung
bekommen, die sich längst ver-
meiden lässt«, sagt DAH-Vor-
stand Winfried Holz. »Wir ha-
ben alle Mittel, diese Menschen
vor einer Aids-Erkrankung zu
bewahren – wir müssen sie nur
vereint zum Einsatz bringen!«

Um das historische Ziel zu er-
reichen, setzt die DAH auf die
bewährte Zusammenarbeit mit
staatlichen und zivilgesell-
schaftlichen Partnern sowie neue
Kooperationen, etwa mit Ärz-
teverbänden. Es sind viele in-
novative Maßnahmen für ganz
verschiedene Zielgruppen ge-
plant. Einige Beispiele:

Ärztinnen und Ärzte erhalten
über verschiedene Medien Un-
terstützung dabei, Symptome
richtig zu deuten und im richti-
gen Moment einen HIV-Test an-
zubieten. Menschen, die ein
HIV-Risiko hatten, motiviert die
Kampagne, einen HIV-Test zu

machen und nimmt ihnen Ängs-
te. Wer von der HIV-Infektion
weiß, kann gut damit leben!

Drogen konsumierende Men-
schen werden angesprochen, sei
es über Streetworker, spezielle
Testangebote oder Arztpraxen.
Die Kampagne setzt sich für die
Versorgung von Menschen ohne
Krankenversicherung ein – sie

bleiben bisher oft unbehandelt!
Es gibt zahlreiche zusätzliche

Testangebote für schwule Män-
ner. Beworben werden sie mit ei-
ner parallel laufenden Testakti-
on der Kampagne ICH WEISS
WAS ICH TU, die unter dem
Motto »Macht doch jeder!« für
den HIV-Test wirbt. Für die Prä-
senz der Kampagne und ihrer

Maßnahmen in Deutschland
sorgen dabei nicht zuletzt die 120
Mitgliedsorganisationen der
Deutschen AIDS-Hilfe. Ein
frühzeitiger HIV-Test lohnt sich

Alle Maßnahmen sollen zei-
gen, dass man mit HIV heute le-
ben kann, wenn man rechtzeitig
von der Infektion erfährt.
»Ängste vor AIDS schrecken
noch immer viele Menschen von
einem Test ab. Ebenfalls ab-
schreckend wirkt oft die Angst
vor Ausgrenzung, sollte der Test
positiv ausfallen. Wer AIDS ver-
hindern will, muss sich deswe-
gen auch gegen Diskriminierung
von Menschen mit HIV einset-
zen. »Darum geht es: Ängste
nehmen und Möglichkeiten zu
Test und Behandlung schaffen«,
fasst Winfried Holz die Kam-
pagnenziele zusammen.

Die Deutsche AIDS-Hilfe
knüpft mit der Kampagne an ein
Teilziel der BIS2030-Strategie
der Bundesregierung an, die
ebenfalls auf früher gestellte Di-
agnosen hinwirken möchte.
»Kein AIDS für alle!« will zu-
gleich auch international ein
Zeichen setzen: Sie bezieht sich
auf das Ziel der Vereinten Na-
tionen, die Epidemie bis 2030 zu
beenden. »Wir sind überzeugt: In
Deutschland können wir dieses
Ziel schon früher erreichen und
damit auch ein Zeichen setzen –
wenn alle Akteure an einem
Strang ziehen«, sagt Winfried
Holz. Das sei kein Traum, son-
dern ein realistisches Ziel und ei-
ne ethische Verpflichtung.

In Deutschland leben zurzeit
rund 83 000 Menschen mit HIV.
Ungefähr 3200 Menschen infi-
zierten sich im Jahr 2014 neu,

das sind ebenso viele wie im Jahr
zuvor. Die Zahl der Neuinfek-
tionen ist seit 2006 weitgehend
stabil. Rund 480 Menschen
starben 2014 an den Folgen ih-
rer HIV-Infektion. 1100 Men-
schen erhielten 2014 ihre Diag-
nose erst, nachdem sie bereits
schwer erkrankt waren. 13 000
Menschen mit HIV wissen nach
Hochrechnungen nichts von ih-
rer Infektion, so Daten von En-
de 2014 des Robert-Koch-Insti-
tuts auf der DAH-Homepage.

Es gibt aber auch positive
Nachrichten, weil sich das Be-
wusstsein im Umgang mit AIDS
und anderen Krankheiten wan-
delt. Laut der Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung
(BZgA), geben 91 Prozent der
über 16-Jährigen mit mehr als
einem Sexualpartner oder einer
Sexualpartnerin in den letzten 12
Monaten an, immer, häufig oder
gelegentlich Kondome zu benut-
zen. Das ist der höchste Wert seit
Beginn der Repräsentativbefra-
gung »AIDS im öffentlichen Be-
wusstsein«, die die BZgA seit
1988 durchführt. Damals lag der
Wert bei 54 Prozent, im Jahr
2000 bei 79 Prozent.

Für die Repräsentativerhe-
bung der BZgA wurden bun-
desweit 3000 Menschen ab 16
Jahren von Oktober bis Dezem-
ber 2016 befragt. Aber auch bei
ihnen gingen nur 58 Prozent bei
dem Verdacht zum Arzt, sich an-
gesteckt zu haben. Das muss sich
ändern. dah/mwh

www.kein-aids-fuer-alle.de
www.aidshilfe.de
www.bzga.de

Eines der Plakatmotive der DAH für die aktuelle Kampagne. Grafik: DAH

Initiative gegen Armut durch Pflege:

Pflegende Angehörige brauchen mehr Geld
Wer die Leistungen der Ange-
hörigen bei der Pflege einfach
einpreist und damit zu einem
wirtschaftlich besseren Ergebnis
kommt, ist nicht nur ein Zah-
lenjongleur, er versündigt sich
auch an jenen, die Solidarität
einfach leben und oft einen ho-
hen Preis dafür zu zahlen haben.

Auf der Homepage des Ver-
eins »wir pflegen e.V.« mit der
Adresse »www.armutdurch-
pflege.de« liest sich das so: »Wir
alle kennen Menschen, die pfle-
gen, denn Millionen Bürger in
unserer Gesellschaft pflegen ei-
ne ihnen nahestehende Person
auf eigene Kosten. Doch für
Zehntausende führt wohl ge-
meinte Pflege zu einem Prozess
finanzieller Verarmung und so-
zialer Ausgrenzung. Tausende
werden zu Hartz-IV-Empfän-
gern.« Das Thema steht schon

lange auf den Agenden der
Wohlfahrtsverbände, manches
wurde in der letzten Pflegere-
form verbessert, aber im Kern ist
eine wirtschaftliche Anerken-
nung der Angehörigenpflege
durch die Politik ein Tabu.
Kunststück, sie hätte weitrei-
chende Folgen für das Leben in
dieser Gesellschaft, weil privates
Engagement beziffert würde.

Die zunehmende Bedrohung
durch Verarmung und Armut in
der Familienpflege fordert, dass
dieser Sachbestand weiterhin
thematisiert wird. Dazu erstellte
der »wir pflegen e.V.« ein lang-
fristiges Konzept, das Armut
durch Pflege als breite parteilose
Initiative weiterentwickelt. Da-
mit verbinde sich auch die Suche
nach Bündnispartnern, bundes-
weit und vor Ort, schreibt der
Verein auf seiner Webseite.

Er steht nicht allein mit sei-
nen Forderungen, die dort gut
aufbereitet zu finden sind. So
forderte der Sozialverband VdK
im Mai dieses Jahres die sinn-
fällige Einführung einer aus
Steuermitteln finanzierten
Lohnersatzleistung in Anleh-
nung an das Elterngeld. Es kom-
men ja nicht nur neue Steuerlie-
feranten auf die Welt, sondern es
gibt auch Kranke und deren
pflegende Angehörige, die na-
türlich kosten. Es ist nicht lo-
gisch, den Kreislauf des Lebens
in der Gesellschaft dort abzu-
schneiden, wo er in die allfällige
Phase der Krankheit bis zum Ab-
schied übergeht.

»Das Bürgerliche Gesetzbuch
(BGB) und das Sozialgesetzbuch
XII (SGB) gehen von einer kos-
tenlos zu leistenden »sittlichen
und rechtlichen Beistands-

pflicht« von Ehegatten bezie-
hungsweise Eltern und Kindern
aus. Diese Regelung stammt aus
einer Zeit, in der die Deutschen
�47 Jahre alt wurden, viele Kin-
der hatten, Familienmitglieder
nah beieinander wohnten und
kaum Frauen einer Erwerbsar-
beit außerhalb des Hauses nach-
gingen. Aber kann man das auch
unter den Arbeits- und Lebens-
bedingungen des 21. Jahrhun-
derts pauschal fordern? Was hat
»Beistand« mit jahrelanger
Vollpflege zu tun? Darf man von
Pflegepersonen, die selbst ein ge-
ringes oder gar kein Einkom-
men oder Vermögen haben, ver-
langen, diese Arbeit zum Null-
tarif zu erbringen? In einer Zeit,
in der die Pflegedauer bei 9,3
Jahren und die � Lebenserwar-
tung der Männer bei 77,7 und
der Frauen bei 82,8 Jahren liegt?

Das Pflegesystem wird als soli-
darisch bezeichnet, ist es das
wirklich?« Diese Fragen werden
im »Faktencheck« auf www.ar-
mutdurchpflege.de gestellt.

Die Initiative Armut durch
Pflege wurde 2009 ins Leben ge-
rufen. Damit wollten Mitglieder
des Vereins einen eigenen Bei-
trag zum Europäischen Jahr
2010 zur Bekämpfung von Ar-
mut und sozialer Ausgrenzung
leisten, insbesondere zur Um-
setzung von Artikel 2(1) »An-
erkennung des Grundrechts der
von Armut und sozialer Aus-
grenzung Betroffenen auf ein
Leben in Würde und auf aktive
Teilhabe an der Gesellschaft«.
Die pflegenden Angehörigen ge-
hören jedenfalls dazu. mwh

www.armutdurchpflege.de
www.vdk.de

Studie der pronova BKK:

Beruf und Familie immer schlechter vereinbar
Wer über die Gesundheit spricht,
muss sich auch um das gesell-
schaftliche Umfeld kümmern. Sie
bedeutet mehr als das Gegenteil
von Krankheit oder die Versor-
gung mit Medikamenten und
Krankenhäusern. Es gibt viel zu
tun. Eine Studie »Junge Fami-
lien 2017« der Krankenkasse
pronova BKK kommt zu folgen-
den Ergebnissen.

Maßstab Skandinavien

Skandinavische Länder gelten
als Vorzeigeländer, wenn es um
Themen »rund um das Kind«
geht. Kinderbetreuung, Schulen,
Vereinbarkeit von Familie und
Beruf geht. Regelmäßig errei-
chen Schweden, Dänemark,
Norwegen, Finnland und Island
in Studien und Umfragen Top-
Ergebnisse und können sich stolz

»familienfreundlich« nennen.
Auch bei der Geburtenrate liegt
Skandinavien über dem Durch-
schnitt. Deutschland landet hin-
gegen regelmäßig im Mittelfeld.

Nur etwas mehr als ein Drit-
tel, 36 Prozent aller Eltern fin-
det es einfach, Arbeitsleben und
Kindererziehung miteinander zu
verbinden. Zwei Jahre zuvor lag
dieser Wert noch bei 41 Pro-
zent. Die größte Zukunftsangst
der Eltern sei immer noch eine
Erkrankung ihrer Kinder. Fi-
nanzielle und gesellschaftliche
Sorgen haben ebenfalls leicht
zugenommen.

Ton unter Kollegen
wird schärfer

Schlechter geworden seien
nicht nur die Angebote der Ar-
beitgeber. Auch im Kollegen-

kreis gibt es weniger Verständ-
nis als früher: Nur noch 45 Pro-
zent der Eltern dürfen damit
rechnen, dass Kollegen einsprin-
gen, wenn sie spontan früher ge-
hen müssen. 2015 waren es noch
50 Prozent.

Arbeitgeber machen es
sich leicht

Grundsätzlich gelte: »Arbeit-
geber zeigen sich dann famili-
enfreundlich, wenn es wenig
Zusatzaufwand erfordert. So
sind etwa Arbeitszeitkonten, die
nur einmal eingeführt werden
müssen, auf dem Vormarsch. 31
Prozent aller Eltern können ein
solches Angebot nutzen (2015:
28 Prozent). Auch zu Hause zu
arbeiten ist leichter möglich als
noch vor zwei Jahren (18 vs. 15
Prozent). Schwierig wird es hin-

gegen, wenn die Organisation
der täglichen Arbeit an die Be-
dürfnisse der Eltern angepasst
werden soll.

Teilzeit geht zurück

So ist der Anteil der Teilzeit-
angebote von 41 auf 36 Prozent
zurückgegangen. Gleitzeit gibt es
sie nur noch in 42 Prozent der
Betriebe. Vor zwei Jahren waren
es 47 Prozent. Auch bei der Er-
stellung von Dienstplänen ist es
weiterhin kompliziert für El-
tern, ihre Wünsche einzubrin-
gen. Nur 26 Prozent (2015: 27
Prozent) geben an, dass dies bei
ihrem Arbeitgeber möglich sei.

Kaum Unterstützung bei
Geburt und 1. Lebensjahr

Oft handeln Unternehmen

gegenüber ihren Mitarbeitern
nach dem Motto »Aus den Au-
gen, aus dem Sinn.« Nur jeder
siebte Mitarbeiter mit Kind hat-
te etwa die Gelegenheit, in der
Elternzeit über die Gestaltung
des Wiedereinstiegs zu spre-
chen. Vor zwei Jahren war es
noch jeder Sechste. Insgesamt 16
Prozent aller Eltern geben in der
Studie an, dass ihr Arbeitgeber
nicht das geringste Entgegen-
kommen zeigt, wenn es um Fra-
gen der Kinderbetreuung geht.

Die Umfrage »Junge Familien
2017« wurde im März 2017 im
Auftrag der pronova BKK on-
line durchgeführt. Dafür wur-
den 1000 Bundesbürger mit
mindestens einem Kind unter 10
Jahren im Haushalt repräsenta-
tiv befragt. pronovabkk/mwh

www.pronovabkk.de

Nachrichten

Familienpass
Brandenburg
Der neue Familienpass Bran-
denburg 2017/2018 ist er-
schienen. Der beliebte Frei-
zeit- und Ausflugsplaner bie-
tet mindestens 20 Prozent
Rabatt und teilweise sogar
freien Eintritt für Kinder bei
549 Angeboten von Fami-
lienerlebnissen in Branden-
burg und Berlin. Für Men-
schen mit Behinderungen sind
barrierefreie Angebote mit
Piktogrammen gekennzeich-
net, darunter für Menschen
mit Mobilitäts-, Seh- oder
Höreinschränkungen sowie
für Menschen mit Lern-
schwierigkeiten. Der 390
Seiten starke Pass ist vom 1.
Juli 2017 bis zum 30. Juni
2018 gültig. Er ist ab sofort
landesweit im Handel und
kostet 2,50 Euro. Es ist die
12. Auflage mit 40 000 Ex-
emplaren. tmb/mwh

www.
familienpass-brandenburg.de
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Ein Besuch auf Deutschlands größter Hanfmesse Mary Jane Berlin

Cannabis irgendwann kein Schmuddelkind?
Von Martin Hardt

»Mit dem bevorstehenden In-
krafttreten des Gesetzes »Can-
nabis als Medizin« wird im Bun-
desinstitut für Arzneimittel und
Medizinprodukte (BfArM) eine
Cannabisagentur eingerichtet.
Die Cannabisagentur wird den
Anbau von Cannabis zu medi-
zinischen Zwecken in Deutsch-
land steuern und kontrollieren ...
Wie bisher wird die Bundesopi-
umstelle außerdem die Importe
von Cannabis überwachen, mit
denen die Versorgung der Pati-
entinnen und Patienten sicher-
gestellt wird, solange noch keine
Ernte in Deutschland erfolgen
kann.« So heißt es in einer Pres-
semeldung des BfArM vom März
dieses Jahres. Kurz darauf be-
schloss der Bundestag einstim-
mig, das Gesetz »Cannabis als
Medizin«. Seitdem können Pa-
tienten in Deutschland als The-
rapeutikum, schmerz- oder
krampflösendes Mittel ver-
schriebenes Cannabis in der
Apotheke erhalten, von denen
sich nicht wenige seit geraumer
Zeit auf dem meist der organi-
sierten Kriminalität zu zurech-
nenden Schwarzmarkt versor-
gen. Den Krankenkassen wurde
erlaubt, diese Kosten zu über-

nehmen. Das Land hat trotzdem
ein Problem. Cannabis gehört bei
nicht wenigen Menschen zum
Alltag und hat bei ihnen ziem-
lich wenig mit dem Bedarf nach
palliativen Mitteln zu tun.

»Die brauchste nicht fragen,
die erkennste von alleene«, so
entspannte ein Mitarbeiter auf
dem Ausflugsdampfer der Ree-
derei Riedel die Gesichtszüge ei-
nes Kollegen, kurz bevor das
Schiff seinen Pendeldienst zwi-
schen der Jannowitzbrücke über
der Spree und der Anlegestelle
am ehemaligen Funkhaus an der
Nalepastraße begann. Da hatte
er nicht unrecht. Schon vor dem
Einsteigen, beim Warten am Ufer
verbreiteten sich hier und da
würzige Schwaden, auch der laue
Fahrtwind später trieb sie über
der Sonnendeck.

Es scheint sich herumgespro-
chen zu haben, dass Cannabis
auch im Alltag von manchem
Rollstuhlfahrer eine Rolle spielt.
Niemand wunderte sich, als auch
zwei schwerbehinderte Men-
schen mit ihren Betreuern an der
Wasserhaltestelle beim ehema-
ligen Funkhaus das Schiff mit
dem Rollstuhl verließen. Es be-
steht offensichtlich - selbst dort,
wo Cannabis medizinisch indi-
ziert sein könnte - hoher Infor-

mationsbedarf für die eigene
Zucht der Pflanze, zu Hause im
Verborgenen.

Beim Anstehen für die Ein-
trittskarten gab es keine Schub-
lade, in die sich die Menschen in
der langen Reihe hätten einsor-
tieren lassen. Ja, meist jünger
waren sie, aber auch der »wohl-
situierte Mitfünfziger« oder die
»Studienrätin« warteten gedul-
dig, um in die Halle zu kom-
men. Dort herrschte die Atmo-
sphäre eines gut sortierten Gar-
tenmarktes mit vielen Anbietern
von »Hochleistungsdünger«
oder kleinen Gewächshäusern, in
deren intensiven Licht Geranien
und Margariten litten. Draußen
warb ein Start-up-Unternehmen
für sein witziges Brettspiel, in
dem es um das mitunter absurde
Verhältnis Cannabisfreund -
Kriminalität - Staatsmacht geht.

Es gab Vorträge zum Canna-
bisanbau, die Geschichte des
Hanfs als Textilgrundstoff, dem
sein bewusstseinserweiternder
Neffe dritten Grades, eben Can-
nabis, den Ruf und viele Ar-
beitsplätze ruiniert hat und eine
Buchvorstellung mit Andreas
Müller, auch bekannt als harter
Jugendrichter, dem die aktuelle
Drogenpolitik nicht mehr ein-
leuchtet, um nur einige der Vor-

träge des ersten von drei Mes-
setagen zu nennen. Dazu passt
auch ein Stand des Bundesver-
bands der Eltern und Angehöri-
gen für akzeptierende Drogen-
arbeit e.V.

Selbstredend war auch der
Deutsche Hanfverband auf der
Mary-Jane vertreten. Er be-
schäftigt sich mit der Förderung
des Rohstoffs Hanf und strebt
weiter eine legale Marktrege-
lung für das Genussmittel Can-
nabis an. Dementsprechend war
seine Reaktion auf das Gesetz
»Cannabis als Medizin«: »Nach
jahrzehntelanger Ignoranz ge-
genüber dem Leiden von Pati-
enten in Deutschland hat die Re-
gierung endlich ein Einsehen.
Dies geschieht jedoch nicht aus
reiner Menschlichkeit. Die Re-
gierung wollte damit auch das
Recht auf Eigenanbau von Pati-
enten verhindern, der ihnen von
immer mehr deutschen Gerich-
ten wegen ihrer Notsituation zu-
gesprochen wurde.« Die Zeit
geht offensichtlich andere Wege,
und das gilt nicht nur für Can-
nabis als Medizin.

www.bfarm.de
www.maryjane-berlin.com
www.akzeptierende-eltern.de
www.hanfverband.deAuf der Mary Jane Berlin, Deutschlands größter Hanfmesse, ging es eher weniger um Textilien. Foto: Martin Hardt

Joan Monsserat, Chiropraktor der Artisten

Körper ruft Netzwerk!
»Nach Berlin bin ich nur durch
einen Zufall gekommen. Ich war
in Vietnam, als mich ein Freund
nach Hannover einlud. Dann
aber wollte ich nach Berlin und
fand eine Stelle im Prenzlauer
Berg. Aus den eigentlich geplan-
ten sechs Monaten wurde im-
mer mehr und nun bin ich hier.«
Joan Montserrat hat seine Aus-
bildung zum Dr. Chiropractor in
Frankreich um die halbe Welt
reisen lassen, um nun auf dem
neuen Holzmarktgelände beruf-
lich durch zu starten. Das ist ei-
ne andere Seite der Globalisie-
rung. Mit seinen 31 Jahren hat
er hier das alternative, kreative,
neudeutsch hippe Umfeld, das
oft Ideen sprießen lässt und oft
aus sehr viel Arbeit besteht.

Das sinnierende Skelett am
offenen Fenster im ersten Stock
mit dem Blick über die Spree bis
zum Roten Rathaus scheint sich
eine Auszeit zu nehmen, als

Montserrat den vorläufig letz-
ten seiner muskulösen Kunden
entlässt und das Kommende mit
seiner Mitarbeiterin besprochen
hat. Auch so kann man klar ma-
chen, dass sich hier jemand nie-
dergelassen hat, der sich mit
Knochen, und dem, was sie zu-
sammenhält, gut auskennt.

Sechs Jahre habe er studiert,
um seinen Doktortitel in Frank-
reich zu bekommen, der auch in
der Schweiz, den USA, Austra-
lien und anderen Ländern aner-
kannt sei, wo es schon lange ent-
sprechende Chiropraktoren-
Schulen gebe. In Deutschland sei
man erst auf dem Weg zu dieser
chiropraktischen Ausbildung.
Manche Kassen würden schon
heute Leistungen eines Chiro-
praktors bezahlen, zur Zeit aber
lebe seine Praxis von Menschen,
die privat die Kosten für eine Be-
handlung übernähmen, und da
sei die Berliner Akrobatenszene

ein Standbein. Montserrat hat
selbst auf hohen Niveau Kampf-
kunst und Hockey betrieben und
weiß, woran es liegen kann,
wenn es einem Künstler bei ei-
nem Showact im Wintergarten
oder dem Chamäleon irgendwo
zieht. Sein Körper ist sein Kapi-
tal, und so spricht es sich he-
rum, dass es da einen gibt, der
weiß, wovon man spricht.

Mundpropaganda ist die In-
formationsbasis dieser einge-
schworenen Szene, von der ei-
nige Mitglieder auf dem Dach-
garten über der Praxis bei einem
Essen gerade eine neue Show be-
sprechen, die sie einmal mehr in
alle Welt führen wird. Mund-
propaganda hilft auch Joan
Monserrat bei seiner Arbeit mit
Kollegen.Wenn er weiß , dass da
jemand ist, der sich mit einem
Problem erwiesenermaßen bes-
ser auskennt, schickt er die Pa-
tienten dorthin. Das kann ein

Chiropraktiker der deutschen
Schule, aber auch ein Chirurg,
ein Orthopäde oder ein Ostheo-
path sein.

Es sei immer das Ziel, mehr
als nur schmerzfrei zu werden,
wenn sich ein Bewegungsge-
plagter in dieses informelle
Netzwerk begebe. Viele Proble-
me mit dem Bewegungsapparat
seien das Ergebnis von Über-
spezialisierung. Wer kennt diese
Schulterschmerzen nach Stun-
den am Rechner nicht? Da wer-
den die Grenzen zwischen Ar-
tistik und dem Alltag im Büro
fließend. Insofern sei vor jeder
Behandlung die »Geschichte«
der Verletzung der entscheiden-
de Teil vor jeder Behandlung, so
Joan Montserrat. Mit einem be-
freienden Knack! durch eine
hoffentlich kundige Hand ist es
in der Regel nicht getan. mwh

www.chiropraktik.deMit Händen und Füßen. Joan Montserrat kennt sich mit Bewegung aus. Foto: Martin Hardt


